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Abkürzungsverzeichnis

Abs. Absatz
BA Bauabschnitt
BBR Bilanzierungs- und Bewertungsrichtlinie
bzw. beziehungsweise
DA Dienstanweisung
EDV Elektronische Datenverarbeitung
EOB Eröffnungsbilanz
GemHVO-Doppik Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik
GemKVO-Doppik Gemeindekassenverordnung-Doppik
Hhj. Haushaltsjahr
i.H.v. in Höhe von
i.V. m. in Verbindung mit
KHH Kernhaushalt
KPG M-V Kommunalprüfungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern
KV M-V Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern
LFIM-V Landesförderinstitut Mecklenburg-Vorpommern
M-V Mecklenburg-Vorpommern
NKHR M-V Neues kommunales Haushalts- und Rechnungswesen Mecklenburg-

Vorpommern
OB Oberbürgermeister
RPA Rechnungsprüfungsamt
SEB Sicherheitseinbehalt
SOS Soziale Stadt
SUB Stadtumbau Ost
SSV Städtebauliches Sondervermögen
u.a. und andere
UHGW Universitäts- und Hansestadt Greifswald
UV Umlaufvermögen
Ww Verwaltungsvorschrift
VWN Verwendungsnachweis



1 Allgemeine Vorbemerkungen

1.1. Prüfauftrag

Entsprechend 8 1 Abs. 1 KPG M-V obliegt der Gemeinde die örtliche Prüfung ihrer Haushalts- und
Wirtschaftsführung als Aufgabe des eigenen Wirkungskreises. Der Rechnungsprüfungsausschuss
führt die örtliche Prüfung durch. Er hat sich des RPAs zu bedienen, soweit ein solches eingerichtet
ist. Die Endverantwortung für die örtliche Prüfung obliegt dem Rechnungsprüfungsausschuss.

Die örtliche Prüfung umfasst nach 8 3 Abs. Nr. 1und 3 KPG M-V die Prüfung des Jahresabschlusses
einschließlich der Anlagen sowie der Einhaltung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung.

1.2 Prüfungsumfang

Aufstellung, inhalt und Ausgestaltung der Buchführung, der Jahresabschlüsse und der Anlagen lie-

gen in der Verantwortung des OBs.

Gegenstand der Prüfung war der vorgelegte Jahresabschluss 2016 mit den Bestandteilen:

e Ergebnisrechnung
e Finanzrechnung
. Bilanz
e Anhang

Des Weiteren wurden die dem Jahresabschluss beigefügten Anlagen in die Prüfung einbezogen:

e Anlagenübersicht
«e Forderungsübersicht
« Verbindlichkeitenübersicht .

e Übersicht über die über das Ende des Hhj. hinaus geltenden Haushaltsermächtigungen
e Übersicht über die aus Verpflichtungsermächtigungen voraussichtlich fällig werdenden Aus-

zahlungen
e Angaben zu den Vorräten
e Darlehensübersicht
e Zuwendungsübersicht
e Grundstücksverzeichnis

Weitere Anlagen sind die Übersicht über Erträge und Aufwendungen zur Ergebnisrechnung sowie die
Übersicht über die Zusammensetzung und Entwicklung des Saldos der liquiden Mittel und der Kas-
senkredite im Haushaltsjahr (Muster 5a), die It.

8
48 GemHVO-Doppik Bestandteil des Anhangs sind.

Entsprechend 8 3a KPG M-V ist der Jahresabschluss dahingehend zu prüfen, ob

«e erein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage der Gemeinde unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung
vermittelt und

® die gesetzlichen Vorschriften sowie die sie ergänzenden Satzungen und sonstigen ortsrecht-
lichen Bestimmungen beachtet worden sind.



Die Prüfung des Jahresabschlusses durch das RPA vollzog sich nach den Grundsätzen des risiko-
orientierten Prüfungsansatzes. Das Vorgehen war darauf ausgerichtet, dass wesentliche Unrichtig-
keiten und Verstöße gegen Rechnungslegungsvorschriften mit hinreichender Sicherheit erkannt wur-
den.

Ausgangspunkt der Prüfung war die Abstimmung der Finanzrechnung mit den korrespondierenden
Posten der Ergebnisrechnung, der Bilanz sowie den Anlagen zum Jahresabschluss. Diese basierte
auf Empfehlungen des Gemeinschaftsprojektes NKHR M-V zur Prüfung des Jahresabschlusses. Die
Wirksamkeit des rechnungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben
im Jahresabschluss mit seinen Bestandteilen und Anlagen wurden überwiegend auf der Basis von

Stichproben beurteilt.

Zu den Ergebnissen der Prüfung wurde ein Prüfbericht erstellt. Eine Zusammenfassung der Prüfer-

gebnisse in einem Bestätigungsvermerk ist erfolgt.

Zur Prüfung wurden herangezogen:

e die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan 2016
e Sach- und Zeitbücher
e der letzte Tagesabschluss des Hhj. 2016
«e Auswertungen aus dem Rechnungswesen AB-DATA und des Web Kompasses
e der Zwischenverwendungsnachweis zum 31.12.2016
e Zuwendungsbescheide
e sonstige Unterlagen

1.3 Prüfungsgrundlagen
e_ KPG M-V vom 06.04.1993 einschließlich der letzten Änderung vom 23.07.2019
® Erläuterungen zum Kommunalprüfungsgesetz (KPG M-V) vom Ministerium für Inneres und

Europa von 05/2021
e GemHVO-Doppik vom 25.02.2008 einschließlich der letzten Änderung vom 09.04.2020
e GemKVO-Doppik vom 25.02.2008 einschließlich der letzten Änderung vom 19.05.2016
e \V zur GemHVO-Doppik und GemKVO-Doppik vom 23.07.2019 einschließlich der Ersten Än-

derung der VV zur GemHVO-Doppik und GemKVO-Doppik vom 26.11.2020
e_ KV M-V vom 13.07.2011 einschließlich der letzten Änderung vom 23.07.2019
e interne DA und Richtlinien der UHGW

Die Haushaltssatzung für das Jahr 2016 wurde am 17.12.2014 von der Bürgerschaft der UHGW
beschlossen, der Kommunalaufsicht angezeigt, am 27.04.2015 genehmigt und am 06.05.2015 ver-
öffentlicht. Damit ist diese zum 01.01.2016 in Kraft getreten.

2 Grundsätzliche Feststellungen

2.1 Aufstellung des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss ist innerhalb von fünf Monaten nach Abschluss des Hhj. aufzustellen. Der Be-
schluss über die Feststellung des geprüften Jahresabschlusses durch die Gemeindevertretung ist
nach 8 60 KV M-V bis zum 31. Dezember des auf das Hhj. folgenden Hhj. einzuholen. Die UHGW
befindet sich damit bei der Erstellung der Jahresabschlüsse aufgrund der Umstellung der Doppik
weiterhin im Rückstand.



Gemäß 3 61 GemHVO-Doppik sind zur Vergleichbarkeit der Haushalte und der Jahresabschlüsse die
Muster zu beachten, die das Ministerium für Inneres und Europa durch VV bekannt gibt. Entspre-
chend den VWV zu 8 61 GemHVO-Doppik werden die in der Anlage 3 enthaltenen Muster verbindlich
bekannt gemacht. Die Prüfung des Jahresabschlusses ergab, dass die Bilanz, Ergebnis- und Finanz-
rechnung für das Hhj. 2016 ebenso wie die Anlagen zum Jahresabschluss grundsätzlich auf den für
verbindlich erklärten Mustern basieren. Angemerkt wird, dass die verwendeten Übersichten teilweise
weitere Angaben beinhalten. So werden bspw. bei der Ergebnis- und der Finanzrechnung nicht nur
die Gesamtermächtigungen des Hhj. dargestellt, sondern zusätzlich die Planfortschreibungen. Dies
wird vom RPA mit getragen.

Angemerkt wird jedoch, dass die Darstellung der Übersicht über die über das Ende des Hhj. hinaus
geltenden Haushaltsermächtigungen an das verbindliche Muster angepasst werden muss, da die
verwendete Übersicht nicht alle verbindlich erforderlichen Daten beinhaltet.

Die Zeile 38 und 39 in der Finanzrechnung wurde von Seiten des Fachamtes auf einer separaten
Seite ausgewiesen. Der Softwareanbieter AB-Data arbeitet noch an der technischen Umsetzung, die
Werte der Zeilen 38 und 39 der Auswertung aus dem Programm zu erzeugen.

2.2 _Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

Die Gemeinde hat aufgrund gesetzlicher Vorschriften sowie im Rahmen des internen Kontrollsys-
tems DA bzw. Arbeitsrichtlinien zur Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswesens sowie für die Buch-
haltung für das SSV zu erlassen. Für das SSV wurden die Richtlinie zur Erfassung und Bewertung des
SSVs zur Einführung und Umsetzung des neuen kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens (Ar-
beitsrichtlinie) sowie die BBR für SSV als separate DA/Arbeitsrichtlinien vorgelegt.

Aus Sicht des RPAs besteht nicht zwingend die Notwendigkeit, DA/Arbeitsrichtlinien separat für das
SSV zu erarbeiten. Es kann - sofern zutreffend - der Geltungsbereich von DA/Arbeitsrichtlinien des
KHH auf die SSV ausgeweitet werden, wie es bspw. bei der DA 20-1 zur Organisation des Rechnungs-
wesens Geschäftsbuchhaltung und bei der DA 20-2 für die Stadtkasse der UHGW bereits erfolgte.

Im Rahmen der Prüfung der Jahresabschlüsse des KHH wurde festgestellt und beanstandet, dass
DA/Arbeitsrichtlinien noch nicht vollständig erstellt wurden bzw. im Entwurf vorliegen. Somit besteht
die Notwendigkeit, diese umgehend zu erstellen bzw. zu überarbeiten und ggf. durch den OB für
verbindlich erklären zu lassen.

2.3 EDV

Bei der Buchführung mit Hilfe automatisierter Datenverarbeitung ist die Einhaltung der Grundsätze
ordnungsgemäßer DV-gestützter Buchführungssysteme gemäß 8 12 Abs. 1 GemKVO-Doppik sowie
8 26 Abs. 10 GemHVO-Doppik sicherzustellen.

Die UHGW setzt seit dem 01.01.2014 die doppische Finanzsoftware AB-DATA Web Finanzwesen ein.

Entsprechend Pkt. 3 der DA 10-34 erfolgte am 18.11.2019 die nach 8 59 KV M-V zwingend erfor-
derliche Freigabeerklärung für die im Rechnungswesen eingesetzte Finanzsoftware durch den OB
rückwirkend zum 01.01.2014. Es wird darauf hingewiesen, dass das Zertifikat des Softwareanbie-
ters AB-DATA Web Finanzwesen zum 16.12.2022 ausgelaufen ist.



Die Kommune hat als Anwender selbst einen umfassenden Test auf haushaltsrechtliche und IT-tech-
nische Mindeststandards durchzuführen und zu dokumentieren. Eine entsprechende Dokumenta-
tion konnte im Rahmen der Prüfung durch das Fachamt nicht vorgelegt werden. Dies stellt einen
Mangel in der Ordnungsmäßigkeit der Buchführung dar.

Die Ausdrucke berücksichtigen bereits spätere Rechtsänderungen, dies ist zulässig.

2.4 Buchungswesen

Die Begleitung des SSV erfolgt durch die Stabstelle Stadtsanierung. Damit war seitens der Stadt die
Verpflichtung gegeben, parallel zu den Abrechnungsanforderungen für Sanierungsgebiete die doppi-
schen Verbuchungen in das eigene Rechnungswesen zu übernehmen sowie einen entsprechenden
Jahresabschluss nach den Vorschriften der KV M-V und der GemHVO-Doppik zu erstellen.

Im Buchungsjournal sind sämtliche Verbuchungen des gesamten Jahres berücksichtigt. Diese stim-
men insgesamt mit dem Zwischenverwendungsnachweis gegenüber dem LFI M-V überein.

Das Buchungswesen wurde stichprobenartig auf die Einhaltung des Konten- und Produktrahmenpla-
nes des Landes M-V und der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung geprüft.

3 Vorjahresabschluss

Der Vorjahresabschluss zum 31.12.2015 mit einer Bilanzsumme von 407.287,00 EUR ist vom RPA
geprüft und mit einem eingeschränkten Bestätigungsvermerk mit Datum vom 05.01.2024 versehen
worden.

Der Rechnungsprüfungsausschuss hat sich mit Datum vom 10.01.2024 der Einschätzung ange-
schlossen.

Der Jahresabschluss wurde am 22.02.2024 durch die Bürgerschaft festgestellt.

Die Veröffentlichung erfolgte am 12.03.2024.

Folgende Feststellungen wurden zum Jahresabschluss 2015 getätigt und waren zum Jahresab-
schluss 2016 auf ihre Umsetzung zu überprüfen:

1. Zur Sicherung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswesens sowie der Buchführung hat die
Gemeinde DA zur Organisation des Rechnungswesens bzw. Arbeitsrichtlinien für die Buch-
haltung zu erstellen. Die Prüfung ergab, dass DA/Arbeitsrichtlinien noch nicht vollständig er-
stellt wurden bzw. im Entwurf vorliegen. DA/Arbeitsrichtlinien sind zu erstellen bzw. zu über-
arbeiten.

Eine Überarbeitung bzw. Aktualisierung der DA und Richtlinien ist noch nicht erfolgt.

2. Für die Forderungen aus Erstattung von Solidaritätszuschlägen und Kapitalertragsteuern
wurde anstelle des bisherigen Kontos 1649 privatrechtliche Forderungen aus Lieferungen
und Leistungen gegenüber dem sonstigen öffentlichen Bereich“ nunmehr das Konto 1640
Privatrechtliche Forderungen aus Lieferungen und Leistungen gegenüber der EU“ verbucht.
Aufgrund der unterschiedlichen Bilanzpositionszuordnungen ist hier der 3-steller 164 nicht
ausreichend.



Hinzu kommt, dass das korrekte Konto 1798 Zinsabschlagsteuer“ ab 2013 in der Bilanz-
position 2.4 unter sonstige Vermögensgegenstände“ zu verwenden ist. Die Begriffe Kapital-
ertragsteuer, Zinsabschlagsteuer und Abgeltungssteuer sind inhaltlich deckungsgleich. Die-
ses Konto zählt nicht zu den sogenannten durchlaufenden Geldern.

»Eine Korrektur ist noch nicht vorgenommen worden.

Gemäß 8 15 GemHVO Doppik M-V bleiben Ermächtigungsübertragungen bis zum Ende des
folgenden Haushaltsjahres verfügbar. Daher sind Weiterübertragungen von laufenden Mit-
teln des Haushaltsjahres 2014 in die Haushaltsfolgejahr 2016 unzulässig.

D»Es handelte sich um eine Feststellung des Jahresabschlusses 2015.

Sofern kein gültiges Zertifikat des Softwareanbieters der im Rechnungswesen eingesetzten
Software vorliegt, sind durch die Kommune als Anwender selbst umfassende Tests auf haus-
haltsrechtliche und IT-technische Mindeststandards durchzuführen und zu dokumentieren.
Eine entsprechende Dokumentation konnte im Rahmen der Prüfung durch das Fachamt
nicht vorgelegt werden. Dies stellt einen Mangel in der Ordnungsmäßigkeit der Buchführung
dar.

Eine Umsetzung ist noch nicht erfolgt.



4 Analyse der Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage

4.1 Vermögenslage

In der folgenden Übersicht sind die Posten der Bilanz zum 31.12.2016 nach wirtschaftlichen und
finanziellen Gesichtspunkten zusammengefasst und den entsprechenden Werten des Vorjahresab-
schlusses zum 31.12.2015 gegenübergestellt worden.

Es zeigt sich folgendes Bild:

31.12.2015 ‘31.12.2016 Abweichung

in EUR in EUR in EUR

Aktiva

Immaterielle Vermögensgegenstände 0,00 0,00 0,00

Sachanlagen 0,00 0,00 0,00

Finanzanlagen 0,00 0,00 0,00

Vorräte 265.481,90 23.855,88 -241.626,02
- Privat nutzbare Objekte 0,00 0,00 0,00
- Öffent!. nutzbare Objekte 265.481,90 23.855,88 -241.626,02

Forderungen 8.289,75 133.096,81 124.807,06

Liquide Mittel 133.515,35 13.498,53 -120.016,82

Rechnungsabgrenzungsposten 0,00 0,00 0,00

Bilanzsumme Aktiva 407.287,00 . 170.451,22 -236.835,78

Passiva

Kapitalrücklage
\

0,00 0,00 0,00

Zweckgeb. Rücklage 0,00 0,00 0,00

Ergebnisvortrag 0,00 0,00 0,00

Jahresergebnis 0,00 0,00 0,00

= Eigenkapital 0,00 0,00 0,00

Sonderposten 147.011,24 114.699,43 -32.311,81
- Sonderposten zum Anlagevermögen 0,00 0,00 0,00
- Sonderposten privat nutzbare Objekte 0,00 0,00 0,00

- Sonderposten Öffentlich nutzbare Objekte 45.929,75 9.309,30 -36.620,45

- Erhaltene Anzahlungen auf Sonderposten 101.081,49 105.390,13 4.308,64

Rückstellungen 0,00 0,00 0,00

Verbindlichkeiten 260.275,76 55.751,79 -204.523,97

a zahlungen
auf Bestellungen

der
Ge- 117.961,43 4.653,96 -113.307,47

Rechnungsabgrenzungsposten 0,00 0,00 0,00

Bilanzsumme Passiva 407.287,00 170.451,22 -236.835,78



Die Vorjahreswerte werden in Klammern angezeigt.

Wirtschaftliche Eigenkapitalquote 67,3% (36,1%)

Die wirtschaftliche Eigenkapitalquote fasst das Eigenkapital und die zur Finanzierung des Vermö-
gens vereinnahmten Fördermittel in Form der Sonderposten zusammen undsetzt sie ins Verhältnis
zur Bilanzsumme.

Diesen Mitteln stehen das Anlage- sowie das Vorratsvermögen mit insgesamt 14,0 % (65,2 %) der
Bilanzsumme entgegen.

Aktiva
A.1___ Anlagevermögen ___0,00 EUR (0,00 EUR)

Das Anlagevermögen ist der Teil des Vermögens, welcher der dauerhaften Aufgabenerfüllung dient.
Das Anlagevermögen setzt sich grundsätzlich zusammen aus den immateriellen Vermögensgegen-
ständen, den Sachanlagen und Finanzanlagen.

Im SSV werden hierunter regelmäßig lediglich die Zuwendungen (immaterielle Vermögensgegen-
stände) und Darlehen (Finanzanlagen - sonstige Ausleihungen) an Dritte für Sanierungsmaßnahmen
erfasst. Da das Sondervermögen lediglich vorübergehend zu Sanierungszwecken gegründet wurde,
ist die langfristige Bildung eines Anlagevermögens nicht beabsichtigt. Sanierungen öffentlicher Inf-
rastruktur u. &. werden nach Abschluss in das Anlagevermögen der UHGW übergeben.

Zuwendungen an Dritte (immaterielle Vermögensgegenstände) sind im SSV nicht ausgereicht wor-
den.

A.2 Umlaufvermögen 170.451,22 EUR (407.287,00 EUR)

Das Umlaufvermögen sind die Werte derjenigen Vermögensgegenstände, die nicht dazu bestimmt
sind, dauerhaft im Sondervermögen zu verbleiben. Es erfolgen keine Abschreibungen, die Bewertung
erfolgt zum Marktwert im Rahmen des Niederstwertprinzips.

A.2.1 Vorräte

A.2.1.2 Unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen 23.855,88 EUR (265.481,90 EUR)

Maßnahmen an privat nutzbaren Objekten 0,00 EUR (0,00 EUR)

Unter dieser Position werden die zur Veräußerung bereit stehenden Grundstücke nach Kapitel D4
der Städtebauförderrichtlinie erfasst. Diese waren im SSV 199 nicht auszuweisen.



Maßnahmen an öffentlich nutzbaren Objekten

Folgende Maßnahmen sind dargestellt:

23.855,88 EUR (265.481,90 EUR)

Angaben in EUR

Ausweis der Bestand
Bestand per Aktivierung/ |Verbindlichkei- |per

Maßnahme 31.12.2015 Zugang Ausbuchung |ten/ SEB 31.12.2016
Freianlagen Laby-
rinth 4.852,78 4.852,78 4.852,78

Freianlagen E.-

Weinert-Schule 7.005,02 4.526,58 2.478,44 2.478,44
Kleinsportfeld 1012 239.660,84 -28,90| 237.070,54 2.561,40 2.561,40

Freianlagen Hum-
boldt Gymnasium 13.963,26 13.963,26
Summe 265.481,90 -28,90| 241.597,12 9.892,62 | 23.855,88
Korrektur EÖB 31.318,07 31.318,07 0,00
Gesamt 265.481,90| 31.289,17| 272.915,19 9.892,62 | 23.855,88

Es erfolgte unterjährig ein Zugänge im Rahmen einer nachträglichen Korrektur zur EÖB für die Inves-
titionsmaßnahme Stadtpark 4. BAi.H.v. 31.318,07 EUR. Dabei handelt es sich um Baunebenkosten
aus den Jahren vor 2012. Nach 2012 wurde diese Maßnahme im SSV 198 weitergeführt und 2016
an den KHH übergeben.

Der negative Zugang i. H.v. -28,90 EUR für die Baumaßnahme Kleinsportfeld Humboldt Gymnasium
resultiert zum einen aus einer Erstattung einer Überzahlung i. H. v. 2.590,30 EUR seitens einer Firma
(946,36 EUR Überzahlung Rechnung und 1.643,94 Überzahlung/ Erstattung SEB) und aus der Ein-
buchung von Sicherheitseinbehalten von insgesamt 2.561,40 EUR (917,46 EUR und 1.643,94 EUR).

Aufgrund des Verrechnungsverbotes und des Bruttoveranschlagungsprinzips gemäß GemHVO-Dop-
pik M-V dürfen keine Aufrechnungen buchungstechnisch dargestellt werden. Hinzu kommt, dass die

Berechnung der Überzahlung auf der vorgelegten Rechnung nicht nachvollziehbar ist.

Diese Baumaßnahme wurde in 2016 dem KHH übergeben und somit haben sich die öffentlich nutz-
baren Objekte hier um 237.070,54 reduziert.

Die Freianlagen der Erich Weinert Schule wurden bereits an den KHH übergeben. Der in Abgang
gestellte Betrag i. H. v. 4.526,58 EUR resultiert aus der Auszahlung eines Sicherheitseinbehalts.

Gemäß 8 8 Abs. 1 GemHVO-Doppik sind Erträge und Aufwendungen sowie die Ein- und Auszahlungen
in voller Höhe und getrennt voneinander zu veranschlagen, soweit in dieser Verordnung nichts an-
deres bestimmt ist. Ausnahmen wurden im 8 11 Abs. 1 und 2 GemHVO-Doppik geregelt.
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Feststellung:

Bei der Durchführung der Buchungen ist das Bruttoveranschlagungsprinzip gem. $ 8 Abs. 1 und
$ 11 GemHVO-Doppik zu beachten.

A.2.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 133.096,81 EUR (8.289,75 EUR)

A.2.2.2 Privatrechtliche Ford. aus Lieferungen und Leistungen 24,24 EUR (24,24 EUR)

Ausgewiesen werden hier die Forderungen für die Zinseinzahlungen auf dem Treuhandkonto i. H. v.
unverändert 24,24 EUR.

A.2.2.6 Forderungen gegen den sonstigen öff. Bereich 125.082,91 EUR (275,85 EUR)

Die Forderungen gegenüber dem Finanzamt aus Solidaritätszuschlägen und Kapitalertragssteuern
beliefen sich auf 275,85 EUR. Seitens des Fachamtes wird auf eine Umbuchung der Forderung in

die Bilanzposition A 2.2.7 Sonstige Vermögensgegenstände verzichtet, da diese Forderung im Jahr
2017 beglichen wurde.

Eine weitere Forderung wurde i. H. v. 124.807,06 EUR gegen die Stadt eröffnet. Im Rahmen der
Aufsteilung des Jahresabschlusses entstanden Fehlbeträge bei den Bilanzpositionen Anzahlungen
auf Sonderposten Bund (15.185,31 EUR) und Gemeinde (109.621,75 EUR). Da negative Bilanzpo-
sitionen grundsätzlich als debitorische Kreditoren auf die Aktivseite zu bringen sind, wurde eine For-

derung gegenüber der Gemeinde i. H. v. 124.807,06 EUR eröffnet.

Es wird darauf hingewiesen, dass zukünftig zur besseren Nachvollziehbarkeit eine getrennte Verbu-
chung erfolgen sollte ( hier 1641-Bund und 1643 -Land), da diese Forderungen zu Beginn des neuen
Haushaltsjahres aufzulösen sind.

A.2.2.7 Sonstige Vermögensgegenstände . 7.989,66 EUR (7.989,66 EUR)

Hier werden die Forderungen aus dem Liquiditätsbestand des Treuhandvermögens gegenüber dem
ehemaligen Sanierungsträger ausgewiesen.

A.2.4 Liquide Mittel 13.498,53 EUR (133.515,35 EUR)

Die Summe der liquiden Mittel ist durch den Zwischenverwendungsnachweis unterlegt und ent-
spricht in der Veränderung zum Vorjahresabschluss dem Gesamtsaldo der Finanzrechnung.
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P1 Eigenkapital 0,00 EUR (0,00EUR)

P1.1 Kapitalrücklage 0,00 EUR (0,00 EUR)

Als Kapitalrücklage wäre der von der Stadt eingebrachte Wert der Grundstücke (D.4-Vermögen) aus-
gewiesen, die zum Bilanzstichtag noch nicht weiter veräußert wurden. Diese waren nicht vorhanden.

Im SSV können aufgrund der hierfür geltenden besonderen Vorschriften keine Jahresüberschüsse
. oder Jahresfehlbeträge in der Ergebnisrechnung entstehen.

P.2_ Sonderposten __114.699,43EUR _(147.011,24 EUR)

Sonderposten werden aufgrund rechtlicher Vorschriften gebildet, wenn Förderungen, Spenden oder
Beiträge Dritter zur Finanzierung von Vermögensgegenständen gewährt wurden. Im SSV werden
dazu aus Vereinfachungsgründen sämtliche gewährte Zuwendungen zusammengefasst und die pro-
zentualen Verhältnisse ermittelt. Da die exakte Zuordnung zu den einzelnen Aktiva nicht möglich ist,
erfolgt eine Aufteilung nach diesen Verhältnissen.

Die Finanzierungsverhältnisse stellen sich laut kontenmäßiger Zuordnung aus der Überleitung zum
Vorjahresabschluss und den Buchungen zum Jahresabschluss wie folgt dar:

Verhältnis 2015 Verhältnis 2016
in EUR in % Zugang 2016 in EUR in %

Bund 1.136.586,00 29,45 10.000,00 1.146.586,00 29,48
Land 1.436.586,00 37,22 10.000,00 1.446.586,00 37,19
Stadt 1.286.586,00 33,33 10.000,00 1.296.586,00 33,33
Summe 3.859.758,00 100,00 30.000,00 3.889.758,00 100,00

Sonderposten für Maßnahmen an öff. nutzbaren Objekten 9.309,30 EUR (45.929,75 EUR)

Dieser Sonderposten bezieht sich auf die zum Bilanzstichtag auszuweisenden öffentlich nutzbaren
Objekte. Der städtische Anteil wird hier nicht dargestellt, da dieser unter Anzahlungen auf Bestel-
lungen der Gemeinde für Maßnahmen an öffentlich nutzbaren Objekten“ (P 4.10.2) auszuweisen ist.
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Das Verhältnis der Förderungen bezieht sich auf die o. g. Sätze. Im Anteil der Stadt kommen die
zusätzlichen Eigenanteile hinzu.

-inEUR-

Sonderposten für
Maßnahmen an öf-
fentlich nutzbaren Bestand per Aktivierung/ | Bestand per
Objekten 31.12.2015 Korrektur Zugang Abgang 31.12.2016

in EUR

Bund 21.296,61 10.353,75 25.689,64 -52.723,74 4.616,26
Land 24.633,14 10.526,00 32.408,34 -62.874,44 4.693,04
Summe 45.929,75 20.879,75 58.097,98| -115.598,18 9.309,30
Anteil Stadt 117.961,43 10.438,32 29.044,64] -152.790,43 4.653,96
Summe Finanzie-

rungsmittel 163.891,18 31.318,07 87.142,62 | -268.388,61 13.963,26

Die Investitionsauszahlungen an öffentlich nutzbaren Objekten in 2016 beliefen sich auf insgesamt
89.732,92 EUR. Hier handelt es sich um die Begleichung von offenen Zahlungsverpflichtungen aus
2015. Aufgrund einer Überzahlung von einer Schlussrechnung erfolgte eine Erstattung i. H. v.
2.590,30 EUR reduzieren sich die Auszahlungen auf 87.142,62 EUR.

Die Verbuchung von neuen Sicherheitseinbehalten erfolgte insgesamt i. H. v. 2.561,90 EUR.

Die Maßnahme Kleinsportfeld wurde 2016 fertiggestellt und mit einem Investitionsvolumen von
237.070,54 EUR dem KHH übergeben. Darüber hinaus erfolgte der Abgang der nachträglich erfass-
ten Baunebenkosten für den Stadtpark 4. BA i. H. v. 31.318,07 EUR. Diese Maßnahme wurde seit
2012 im SSV 198 weitergeführt und in 2015 bereits fertig gestellt und dem KHH übergeben. Die
Übergabe an den KHH i. H. v. 31.318,07 EUR erfolgte im SSV 199 aufgrund der bereits erfolgten
Übergabe in 2015 im SSV 198.

Anzahlungen auf sonstige Sonderposten 105.390,13 EUR (101.081,49 EUR)

Hier werden grundsätzlich die übrigen in der Bilanz ausgewiesenen und noch nicht für Investitionen
bzw. laufende Zwecke verwendeten Mittel zusammengefasst dargestellt.

Anzahlungen Ausgleich Er-

auf sonstige Bestand per Korrektur- gebnisrech- Bestand per

Sonderpos- 31.12.2015 Einzahlung | Zugänge Abgänge nung 31.12.2016
ten in EUR

Bund -75.254,82 10.000,00| 109.621,75} -27.469,16 -16.897,77 0,00
Land 151.360,49 10.000,00 -34.653,28 -21.317,08| 105.390,13
Stadt 24.975,82 10.000,00 15.185,31| -31.056,57 -19.104,56 0,00
Summe 101.081,49 30.000,00 | 124.807,06 | -93.179,01 -57.319,41| 105.390,13

Es erfolgten unterjährig Einzahlungen aus Programmmiitteln i. H. v. insgesamt 30.000,00 EUR. In

den Anzahlungen auf Sonderposten entstanden bei den Anzahlungen Bund und Gemeinde Fehlbe-
träge i. H. v. insgesamt 124.807,75 EUR. Zum Ausgleich wurde eine Forderung gegenüber der Ge-
meinde in der gleichen Höhe eröffnet. Diese Forderung wurde über das Sachkonto 1643 direkt fi-
nanzunwirksam verbucht.
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Zum Ausgleich der Ergebnisrechnung'wurden für das Jahr 2016 insgesamt 57.319,41EUR entspre-
chend dem Finanzierungsverhältnis dem laufenden Bereich zugeführt und stellt sich, wie folgt, dar:

Bund 29,48% =16.897,77 EUR; Land 37,19% = 21.317,08 EUR; Stadt 33,33% = 19.104,56 EUR.

Der städtische Anteil i. H. v. 4.653,96 EUR (142.937,25 EUR) wäre in der Bilanz der UHGW unter
der Aktivposition A1.2.10 Konto 0911 geleistete Anzahlungen auf immaterielle Vermögensgegen-
stände auszuweisen gewesen. Die Zuführung von 19.104,56 EUR hätte unter den laufenden Auf-
wendungen/ Auszahlungen ausgewiesen werden müssen und ist für die Fortschreibung des Mus-
ters 5a relevant. Investive Zahlungen an das SSV 199 von der UHGW erfolgten i. H. v. 10.000,00
EUR.

-

Verbindlichkeiten 55.751,79 EUR (260.275,76 EUR)

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 33.215,55 EUR (126.993,45 EUR)

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen setzen sich zusammen aus der Trägervergü-
tung gegenüber dem ehemaligen Sanierungsträger i. H. v. 27.777,38 EUR sowie aus dem Quartiers-
management i. H. v. 4.800,05 EUR und aus dem Verfügungsfonds i. H. v. 638,12 EUR.

Die noch zum 31.12.2015 hier ausgewiesenen Sicherheitseinbehalte i. H. v. 4.526,58 EUR wurden
in 2016 ausgezahlt.

Verbindlichkeiten gegenüber dem sonstigen öffentlichen Bereich 4.653,96 EUR (117.961,43 EUR)

Hier wird der Gemeindeanteil der unter P 2.4 erläuterten Sonderposten für öffentlich nutzbare Ob-

jekte dargestellt. Dieser setzt sich zusammen aus dem Zugang für die Realisierung der Investitions-
maßnahme Kleinsportfeld Schulkomplex Makarenkostraße i. H. v. 29.044,64 EUR und dem gleich-
zeitigen Abgang dieser Maßnahme i.H. v. 142.352,11 EUR als auch dem Abgang für die Maßnahme
Stadtpark 4. BA Weg an der Christuskirche i. H. v. 10.438,32 EUR aufgrund der Korrektur zur EÖB
sowie dem Saldovortrag aus 2015 1. H. v. 117.961,43 EUR und des erfolgten Zuganges des Bestan-
des aufgrund der Korrektur der EÖB i. H. v. 10.438,32 EUR.

Sonstige Verbindlichkeiten 17.882,28 EUR (15.320,88 EUR)

Hier ist die Verbindlichkeit bezüglich der Sicherheitseinbehalte i. H. v. 9.892,62 EUR und des einbe-
haltenen Bankbestandes des ehemaligen Sanierungsträgers der UHGW i. H. v. 7.989,66 EUR aus-
gewiesen.

Zusammenfassung

Insgesamt wären aus dem SSV im Rahmen der Spiegelbildmethode in der Bilanz der UHGW auf der
Aktivseite 4.653,96 EUR (Vorjahr: 142.937,25 EUR) auszuweisen gewesen, die eigenkapitalstär-
kend wirken.

Von den investiven Zahlungen der UHGW i. H. v. 10.000,00 EUR in 2016 an das SSV wären künftig
im Zuge der Korrektur des Musters 5a 19.104,56 EUR aus dem laufenden Saldo als laufende Aus-
zahlungen mit Aufwendungen umzubuchen. Hiermit erfolgen weitere Korrekturen von Vorjahreszah-
lungen im Zuge des Ausweises der liquiden Mittel im Muster 5a.
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Die UHGW hat damit bis zum Bilanzstichtag Eigenanteile i. H. v. 2.226.254,12 EUR (mit zusätzlichen
Eigenanteilen und nichtförderfähigen Kosten) in das SSV eingebracht. Gemeinsam mit den geflos-
senen Fördermitteln des Landes und des Bundes sind so Gesamtaufwendungen und Investitionen
I. H. v. 5.388.027,72 EUR getätigt worden.

Ertragslage

Der folgenden Tabelle liegen die Zahlen der Ergebnisrechnung für das Hhj, 2016 zugrunde. Im Ver-
gleich zu den Gesamtermächtigungen für das Hhj. 2016 ergibt sich Folgendes:

Gesamtermächti-
Ergebnis 2016 gung 2016 Abweichung

EUR EUR EUR

Steuern und ähnliche Abgaben 0,00 0,00 0,00

Zuwendungen, allgemeine
Umlagen, sonstige Transferer- ,

träge 57.319,41 51.800,00 5.519,41
Privat- und öffentlich-rechtli-
che Leistungsentgelte 0,00 0,00 0,00

Kostenerstattungen und -um-
lagen 0,00 0,00 0,00
Zins- und sonstige Finanzer-
träge 1,07 100,00 -98,93
Sonstige Erträge

|
1.480,91 0,00 1.480,91

Bestandserhöhungen 1.480,91 0,00 1.480,91
Bestandsverminderungen -274.425,00 0,00 -274.425,00

Summe der Erträge 58.801,39 51.900,00 6.901,39
Personalaufwendungen 0,00 0,00 0,00

Aufwendungen für Sach- und

Dienstleistungen 44.681,36 522.903,09 -478.221,73
Abschreibungen 0,00 0,00 0,00
Zuwendungen, allg. Umlagen,
sonstige Transferaufwendun-
gen 0,00 0,00 0,00
Zins- und sonstige Finanzauf-
wendungen 0,00 0,00 0,00
Sonstige Aufwendungen 14.120,03 20.900,00 -6.779,97
Summe der Aufwendungen 58.801,39 543.803,09 -485.001,70

Jahresergebnis (vor Verände-
rung der Rücklagen) 0,00 -491.903,09 -491.903,09

Veränderung der allg. Kapital-
rücklage 0,00 0,00 0,00

Veränderung der zweckgeb.
Kapitalrücklage 0,00 0,00 0,00

Jahresergebnis (nach Rückla-
gendotierung) 0,00 0,00 -
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Gemäß 8 16 GemHVO-Doppik ist der Haushalt im Ergebnis ausgeglichen, wenn er unter Berücksich-
tigung von noch nicht ausgeglichenen Fehlbeträgen aus Vorjahren mindestens ausgeglichen ist.

Fehlbeträge aus Vorjahren waren aufgrund grundsätzlicher Regelungen zum verpflichtenden Aus-
gleich auf 0,00 EUR in der Ergebnisplanung und Ergebnisrechnung nicht gegeben.

Planmäßig war mit einem Jahresergebnis i. H. v. 0,00 EUR gerechnet worden.

Gegenüber der Planung veränderten sich die Gesamtermächtigungen um -491.903,09 EUR.

Im Jahresergebnis wurden 0,00 EUR vor/nach Rücklagenentnahme ausgewiesen. In der Ergebnis-
rechnung wurde der Haushaltsausgleich damit sowohl jahresbezogen als auch gesetzlich gemäß 8
16 Abs. 2 Nr. 1 GemHVO-Doppik erreicht.

Die Aufwendungen wurden mit 51.900,00 EUR geplant. Ermächtigungen aus dem Vorjahr wurden i.

H. v. 314.302,43 EUR übertragen. Zudem erfolgte die Verbuchung von üpl. und apl. Aufwendungen
von insgesamt 177.600,66 EUR so dass sich die Gesamtermächtigungen bei den Aufwendungen
auf 543.803,09 EUR erhöhten.

Realisiert wurden Aufwendungen von 58.801,39 EUR, die Abweichung zur Gesamtermächtigung be-

trägt somit -485.001,70 EUR. In das Folgejahr 2017 wurden erneut Aufwandsermächtigungen i.H.
v. 228.702,64 EUR übertragen.

Nachfolgend wird auf die einzelnen Positionen der Ergebnisrechnung eingegangen:

Zuwendungen, allgemeine Umlagen und

sonstige Transfererträge 57.319,41 EUR (67.409,64 EUR)

Hier wurden die umzubuchenden Förderanteile zum Ausgleich der Ergebnisrechnung i. H. v.

57.319,41 EUR entsprechend der Finanzierungsverhältnisse ausgewiesen (Bund 29,48%, Land
37,19% und Stadt 33,33 %). Der städtische Anteil beträgt 19.104,56 EUR.

Zins- und sonstige Finanzerträge 1,07 EUR (12,43 EUR)

Für den unmittelbar bei der Stadt geführten Bestand ergaben sich Erträge i.H. v. 1,07 EUR.

Sonstige Erträge 1.480,91 EUR (225.697 ,89 EUR)

Bei den sonstigen Erträgen erfolgt die Planung und Verbuchung der Bestandserhöhungen und -ver-

minderungen.

Veränderung des Bestands an fertigen und unfertigen Erzeugnissen

Im SSV wird’anders als in der Rechnungsführung des KHH vorrangig im Umlaufvermögen gebucht.
Dabei erfolgt eine aufwandsorientierte Buchung über den Ertrag im Ergebnishaushalt. Zuschreibun-
gen zu den unfertigen Leistungen sind dabei als Erhöhung des Bestandes im Haben, Ausbuchungen
z. B. zugunsten der Aktivierung bei der Gemeinde als Verminderung des Bestandes im Soll darzustel-
len. So kann es schließlich zu negativen Beträgen kommen, wenn höhere Beträge bei der Gemeinde
zu aktivieren waren als neue im Bau befindliche Maßnahmen hinzu kamen.
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In 2016 ergaben sich Bestandserhöhungen i. H. v. 1.480,91 EUR. Diese beziehen sich auf die Maß-
nahme Freianlagen Kita Makarenko i. H. v. 1.509,81 EUR sowie aufdie Verrechnung einer Überzah-
lung (2.590,30 EUR) und eines SEB (2.561,40 EUR) für die Maßnahme Kleinsportfeld am Humbold-
tgymnasium ebenfalls in derMakarenkostraße.

Bei der Durchführung der Buchungen ist das Bruttoveranschlagungsprinzip einzuhalten und das Ver-
rechnungsverbot zu beachten.

Bestandsminderungen erfolgten i. H. v. -274.425,00 EUR, es handelt sich um die Baumaßnahme
Schulkomplex Makarenkostraße - Kleinsportfeld Humboldt Gymnasium und Freianlagen E.-Weinert
Schule sowie der nachträglichen Erfassung der Baunebenkosten für den Stadtpark 4. BAWeg an der
Christuskirche, welche dem KHH übergeben worden sind. Darüber hinaus erfolgten die Auszahlun-
gen von 2 Sicherheitseinbehalten.

Für die Buchungen dieser Bestandsminderungen waren keine Planansätze vorhanden. Die sonstigen
Sonderposten für Öffentlich nutzbare Objekte werden bei Bestandsminderungen in gleicher Höhe

ertragswirksam aufgelöst.

Das Jahresergebnis schließt mit einem Ertragsvolumen i. H. v. 58.801,39 EUR ab.

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 44.681,36 EUR
_ _ (276.324,10 EUR)

Die den Investitionen zuzurechnenden Zahlungen sind anders als im bestandsorientierten Bu-
chungswesen des KHH nicht als Erhöhung des Anlagevermögens gegen die jeweiligen investiven
Auszahlungen, sondern aufwandsorientiert über die Ergebnisrechnung in den Konten 5269 an die

Finanzrechnungskonten zu leisten.

Diese beliefen sich auf 2.561,40 EUR (225.697,57 EUR) und sind zwei Sicherheitseinbehalte
(917,46 EUR; 1.643,94 EUR) für die Maßnahme Kleinsportfeld am Humboldt Gymnasium. Aufgrund
einer Überzahlung erfolgte eine Rückerstattung i. H. v. 2.590,30 EUR, so dass das Rechnungsergeb-
nis hier in Summe mit -28,90 EUR ausgewiesen wird.

Darüber hinaus erfolgten bei den Aufwendungen für den Investitionsanteil an öffentlich nutzbaren
Objekten erneut Ermächtigungsübertragungen in den Hhj. 2017 i.H. v. 214.302,43 EUR, obwohl für
das Hhj. 2016 kein Planansatz sondern nur eine Genehmigung für eine außerplanmäßigen Aufwand
i. H. v. 150.000,00 EUR vorhanden ist. Lediglich in Höhe der apl. Aufwendungen hätten Ermächti-
gungsübertragungen in das Hhj. 2017 erfolgen dürfen und waren damit um 64.302,43 EUR zu hoch.

Feststellung:

Gemäß $ 15 GemHVO Doppik M-V bleiben Ansätze eines Teilhaushaltes längstens bis zum Ende des
folgenden Haushaltsjahres verfügbar. Entsprechendes gilt auch für Ermächtigungen zu außerplan-
mäßigen Aufwendungen. Bereits in den Ausführungen zu den Jahresabschlüssen der Vorjahre
wurde auf diese Problematik aufmerksam gemacht.

Ein Sicherheitseinbehalt i.H. v. 1.509,81 EUR wurde unter Aufwendungen für abgeschlossene Maß-
nahmen verbucht. Dieser Sicherheitseinbehalt wäre aufgrund der Schlussrechnung in 2013 bereits
in diesem Jahr zu bilden gewesen, wurde nun in 2016 unter dem Sachkonto 52694000 verbucht
und ausgezahlt. Die Auszahlung ist für 2017 fällig.

17



Feststellung:

Bei Schlussrechnungen mit Sicherheitseinbehalt sind diese zeitnah im Zusammenhangmit der Aus-
zahlung zu verbuchen.

Des Weiteren wurden hier weitere Aufwendungen für die soziale Stadt, Quartiersmanagement i. H.

v. 43.200,45 EUR (50.626,53 EUR) ausgewiesen.

Sonstige Aufwendungen 14.120,03 EUR (16.795,86 EUR)

Hier wurden die Bankgebühren mit 89,23 EUR sowie die Aufwendungen für die Verfügungsmittel i.

H. v 14.030,80 EUR verbucht.

Die Gesamtsummen der Erträge erhöhten sich um 6.901,39 EUR und der Aufwendungen verringer-
ten sich um 485.001,70 EUR zu den Gesamtermächtigungen und sind im Wesentlichen auf die
verminderten Auszahlungen für Investitionsanteile an Öffentlich nutzbaren Objekten zurückzufüh-
ren.
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4.2 Finanzlage
_

Der folgenden Tabelle liegen die Zahlungen der Finanzrechnung für das Hhj
Vergleich zu den Gesamtermächtigungen für das Hhj. ergibt sich Folgendes:

. 2016 zugrunde. Im

Gesamtermächti-
Ergebnis 2016 gung 2016 Abweichung

EUR EUR EUR

Summe der laufenden Einzahlun-
gen 58.801,39 104.600,00 -45.798,61
Summe der laufenden Auszahlun-
gen 152.579,29 543.003,09 -390.423,80

Jahresbezogener Saldo der lau-
fenden Ein- und Auszahlungen
vor planmäßiger Tilgung -93.777,90 -438.403,09 344.625,19
Summe der Einzahlungen aus In-

vestitionstätigkeit -27.319,41 107.000,00 -134.319,41
Summe der Auszahlungen aus In-

vestitionstätigkeit 1.480,91 314.302,43 -312.821,52
Saldo der Ein- und Auszahlungen
aus Investitionstätigkeit -28.800,32 -207.302,43 178.502,11

Finanzmittelüberschuss/ Finanz-

mittelfehlbetrag -122.578,22 -645.705,52 523.127,30

Einzahlungen aus der Aufnahme
von Krediten für Investitionen 0 0 0,00

Auszahlungen für planmäßige Til-
gung von Krediten für Investitio-
nen 0 0 0,00

sonstige Auszahlungen zur Til-
gung von Krediten für Investitio-
nen 0 0 0,00
Saldo der Ein- und Auszahlungen
aus Krediten für Investitionen 0,00 0,00 0,00
Saldo der durchlaufenden Gelder
und ungeklärten Zahlungsvorgän-
gen 2.561,40 0,00 2.561,40

Veränderung der liquiden Mittel
und der Kassenkredite -120.016,82 -645.705,52 525.688,70

Jahresbezogener Saldo der lau-
| fenden Ein- und Auszahlungen -93.777,90 -438.403,09 344.625,19
Zuführung zum investiven Bereich aus einem
positiven Saldo der laufenden Ein- und Aus-
zahlungen zum 31.12.2016 0,00

Zuführung zur Deckung eines negativen Saldo
der laufenden Ein- und Auszahlungen zum
31.12.2016 aus dem investiven Bereich 0,00
Stand der liquiden Mittel zum
31.12.2015/ 2016 133.515,35 13.498,53 -120.016,82
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Die Finanzlage bezieht sich auf die während des Kalenderjahres 2016 tatsächlich erfolgten Ein- und

Auszahlungen (Kassenwirksamkeit).

Sie lässt sich mit dem laufenden Ergebnis des Ergebnishaushaltes nicht direkt vergleichen, da dort
u. a. periodengerechte Abgrenzungen in Form von bilanziell auszuweisenden Forderungen und Ver-
bindlichkeiten vorzunehmen waren. Der Finanzhaushalt berücksichtigt daneben auch Ein- und Aus-
zahlungen auf zuvor gebildete Forderungen und Verbindlichkeiten bzw. Rechnungsabgrenzungspos-
ten.

Haushaltsausgleich

Der Haushaltsausgleich im Finanzhaushalt war gemäß 8 16 Abs. 2 Nr. 2 GemHVO-Doppik aus dem
Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen i. H. v. 53.500,00 EUR unter Berücksichtigung vorzu-
tragender Beträge aus Vorjahren von -68.274,43 EUR zu bilden und planmäßig nicht gegeben.

Über- oder außerplanmäßige Auszahlungen wurden i. H. v. 177.600,66 EUR verbucht.

In den Gesamtermächtigungen sind Übertragungen von laufenden Auszahlungen aus dem Vorjahr i.

H. v. 314.302,43 EUR enthalten.

In der Finanzrechnung wurde ein Saldo aus laufenden Ein- und Auszahlungen i. H. v.-93.777,90 EUR
und damit eine Verbesserung zu der Gesamtermächtigung von 344.625,19 EUR erwirtschaftet. Un-
ter Berücksichtigung des negativen Vortrags von -68.274,43 EUR wurde der Haushaltsausgleich bei
einem negativen Saldo i. H. v. -162.052,33 EUR nicht erreicht.

Es erfolgte wiederum eine Übertragung von laufenden Auszahlungsermächtigungen nach 2017 i. H.

v. 228.702,64 EUR für noch nicht vollständig ausgeführte Investitionsmaßnahmen. Auf die Ausfüh-
rungen zur Übertragung der Haushaltsermächtigungen unter Punkt 4.4.2 wird verwiesen.

Der jahresbezogene Ausgleich in der Finanzrechnung sowie der gesetzliche Ausgleich gemäß 8 16
Abs. 2 Nr. 2 GemHVO-Doppik sind nicht gegeben.

Der Haushaltsausgleich im SSV ist durch die Sondereffekte der mitzuführenden bestandsverändern-
den Zahlungsverbuchungen nicht unmittelbar mit dem des KHH vergleichbar. Es kann in Folgejahren
durchaus auch zu negativen Salden kommen.

Saldo aus Investitionstätigkeit

Planmäßig wurde mit einem Saldo aus Investitionstätigkeit i. H. v. 107.000,00 EUR gerechnet.

Über- und außerplanmäßige investive Zahlungen wurden nicht verbucht.

Haushaltsermächtigungen aus dem Vorjahr wurden für investive Auszahlungen für öffentlich-nutz-
bare Objekte i. H. v. 314.302,43 EUR übertragen.

Der Saldo aus Ermächtigungen veränderte sich damit auf -207.302,43 EUR.

Der Saldo aus der Investitionstätigkeit schließt mit einem negativen Saldo i. H. v. -28.800,32 EUR
(-64.802,47 EUR) ab.

l.H. v. 214.302,43 EUR wurden neue Haushaltsermächtigungen für Investitionen gebildet und nach
2017 übertragen. Einzahlungsermächtigungen wurden nicht übertragen.
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Gesamtfinanzlage

Durch den negativen Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen i. H. v. -93.777,90 EUR und einen
negativen Saldo aus Investitionstätigkeit von -28.800,32 EUR wurde ein Finanzmitteldefizit i. H.

v.-122.578,22 EUR (14.794,05 EUR) erwirtschaftet.

Der Bestand der durchlaufenden Gelder und ungeklärten Zahlungsvorgänge i. H. v. 2.561,40 EUR
resultiert aus den Sicherheitseinbehalten.

Der vom Sanierungsträger einbehaltene Bankbestand wurde vollständig vom KHH erstattet und dem
SSV vollumfänglich zur Verfügung gestellt. Da die Forderung des Bankbestandes Bestandteil des
Klageverfahrens war, verbleibt weiterhin eine Forderung im Sondervermögen gegenüber dem Sanie-
rungsträger in voller Höhe bestehen.

Insgesamt ist so eine Veränderung der liquiden Mittel i. H. v. -120.016,82 EUR auf nunmehr
13.498,53 EUR zu verzeichnen.

5 Anlagen und Muster zum Jahresabschluss

Gemäß 8 60 Abs. 2 i. V.m. 88 49 bis 53 GemHVO-Doppik sind dem Jahresabschluss verschiedene
Anlagen beizufügen. Diese sind mit dem Jahresabschluss des SSV 199 vorgelegt worden.

Die Anlagen zum Jahresabschluss entsprechen grundsätzlich den gesetzlichen Vorschriften. Auf die
Ausführungen unter Pkt. 2.1 wird verwiesen. Sie stimmen mit den Angaben der Bilanz, Ergebnis- und
Finanzrechnung überein.

5.1 Zusammensetzung und Entwicklung des Saldos der liquiden Mittel und der Kassenkredite
im Haushaltsjahr

Laut Muster 5a stellen sich die Bestände zum Vorjahresabschluss und die Liquiditätsentwicklung
zum 31.12.2016 wie folgt dar:

Laufende Ein- und Auszahlungen aus Verwaltungstätigkeit:

Anfangsbestand laufende Ein- und Auszahlungen - 68.274,43 EUR

+ Ergebnis 2016 -93.777,90 EUR

[- planmäßige Tilgungen von Krediten 0,00 EUR

= Anteil an den liquiden Mitteln zum 31.12.2016 - 162.052,33 EUR

Investive Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit:

Anfangsbestand investive Ein- und Auszahlungen 194.458,56 EUR

+ Ergebnis 2016 - 28.800,32 EUR

= Anteil an den liquiden Mitteln zum 31.12.2016 165.658,24 EUR
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Durchlaufende Gelder und ungeklärte Zahlungsvorgänge:

Anfangsbestand 7.331,22 EUR

+ Saldo 2016 2.561,40 EUR

= Anteil an den liquiden Mitteln zum 31.12.2016 9.892,62 EUR

Stand der Liquiden Mittel zum 31.12.2015 133.515,35 EUR

+ Veränderung 2016 - 120.016,82 EUR

Stand der Liquiden Mittel zum 31.12.2016 13.498,53 EUR

5.2 Übersicht über die über das Ende das Ende des Haushaltsjahres hinaus geltenden Er-

mächtigungen

Gemäß 8 15 Abs. 1 und 2 GemHVO-Doppik sind Ansätze für Aufwendungen und für laufende Aus-
zahlungen unter bestimmten Voraussetzungen übertragbar. Sie bleiben längstens bis zum Ende des
folgenden Hh;j. verfügbar. Die Ermächtigungsübertragungen wurden bei den Aufwendungen und Aus-
zahlungen für den Investitionsanteil an öffentlich- nutzbaren Objekten verbucht. Der Planansatz hier
beträgt 0,00 EUR, zuzüglich der Ermächtigungsübertragungen aus dem Vorjahr i. H. v. 314.302,43
EUR und der apl. Aufwendung und Auszahlung i. H. v. 150.000,00 EUR beträgt die Gesamtermäch-
tigung für diese Aufwendung/ Auszahlung 464.302,43 EUR. Die Inanspruchnahme wurde i. H. v.

92.294,32 EUR ausgewiesen. Ermächtigungsübertragungen in das Folgejahr wären nur i. H. v.

150.000,00 EUR möglich gewesen. Die Ermächtigungsübertragungen nach 2017 i. H. v.

214.302,43 EUR waren damit um 64.302,43 EUR zu hoch veranschlagt.

Im Hhj. 2016 wurden neue Ermächtigungsübertragungen nach 2017 vorgenommen für (s. Anlage
zum Anhang):

e Laufende Aufwendungen Investitionsanteile öffentlich-nutzb. Objekte 228.702,64 EUR

e Laufende Auszahlungen Investitionsanteile öffentlich-nutzb. Objekte 228.702,64 EUR

«e Investive Auszahlungen öffentlich-nutzbare Objekte 214.302,43 EUR

Darüber hinaus reichen die liquiden Mittel insgesamt It. Anlage 5a aus 2016 nicht aus, die Finanzie-
rung hieraus sicher zu stellen. Es bedarf in 2017 erheblicher zusätzlicher Zuweisungen der Stadt
und aus Programmimiitteln, um die Finanzierung der übertragenen Ermächtigungen sicher zu stellen.
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Feststellung:

Grundsätzlich sollten die korrespondierenden Ermächtigungsübertragungen zwischen laufenden
Auszahlungen, investiven Auszahlungen und Aufwendungen in gleicher Höhe bestehen. Entspre-
chende Buchungen wirken sich i. d. R. gleichmäßig auf alle 3 Konten aus.

Darüber hinaus sind gemäß $ 15 GemHVO Doppik Weiterübertragungen aus laufenden Mitteln des
Hhj. 2015 in das Haushaltsfolgejahr 2017 unzulässig. Ermächtigungsübertragungen bleiben längs-
tens bis zum Ende des folgenden Hhj. verfügbar. Die Ermächtigungsübertragung hätte nur in Höhe
der apl. Aufwendungen und Auszahlungen i. H. v. 150.000,00 EUR erfolgen dürfen, somit ist die
Weiterübertragung der Haushaltsermächtigungen um 64.302,43EUR unzulässig nach 2017 erfolgt.

Es wird empfohlen, Ermächtigungsübertragungen grundsätzlich nur im Rahmen des Wertaufhel-
lungszeitraumes für die aufzuholenden Jahresabschlüsse im zwingend notwendigen Umfang zu bil-
den und im Übrigen hierauf zu verzichten.
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6 Bestätigungsvermerk

Entsprechend 8 1 Abs. 4 KPG M-V obliegt die örtliche Prüfung dem Rechnungsprüfungsausschuss
der UHGW. Er hat sich des Rechnungsprüfungsamtes zu bedienen, soweit ein solches eingerichtet
ist. Soweit es der Gegenstand der örtlichen Prüfung erfordert, können sich der Rechnungsprüfungs-
ausschuss und das Rechnungsprüfungsamt sachverständiger Dritter als Prüfer bedienen. Die örtli-
che Prüfung umfasst gemäß 8 3 Abs. 1 Nr. 1, 3 bis 5 und 8 KPG M-V auch die Prüfung derJahresab-
schlüsse der Städtebaulichen Sondervermögen, der Anlagen zum Jahresabschluss sowie die Einhal-
tung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung. Aufgrund dieser rechtlichen Bestimmung
wurde der Jahresabschluss bestehend aus Ergebnisrechnung, Finanzrechnung, der Bilanz, dem An-

hang sowie den Anlagen zum Jahresabschluss unter Einbeziehung des Rechnungswesens des Städ-

tebaulichen Sondervermögens

Sanierungsgebiet Soziale Stadt (SOS) - Schönwalde II SSV 199

für das Haushaltsjahr vom 01.01.2016 bis zum 31.12.2016 geprüft.

Der Jahresabschluss sowie die Anlagen zum Jahresabschluss gemäß 8 60 KV M-V und den relevan-
ten Regelungen der GemHVO-Doppik M-V wurden von der Verwaltung unter der Gesamtverantwor-
tung des Oberbürgermeisters erstellt.

Aufgabe der örtlichen Prüfung war es, auf der Grundlage der durchgeführten Prüfung eine Beurtei-

lung über den Jahresabschluss sowie die Anlagen zum Jahresabschluss unter Einbeziehung des
Rechnungswesens abzugeben.

Das Rechnungsprüfungsamt hat die Prüfung des Jahresabschlusses 2016 des Städtebaulichen Son-
dervermögens 199 vorgenommen und die Prüfergebnisse in einem Bericht zusammengefasst. Die
Prüfung wurde so geplant und durchgeführt, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-

stellung des durch den Jahresabschluss und den Anlagen zum Jahresabschluss unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung
der Prüfungshandlungen wurden die Kenntnisse über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der
Universitäts- und Hansestadt Greifswald sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung wurden die Wirksamkeit des auf die Rechnungslegung bezogenen internen
Kontrollsystems sowie die Angaben im Rechnungswesen, Jahresabschluss und in den Anlagen zum
Jahresabschluss auf Basis von Stichproben beurteilt.

Das Rechnungsprüfungsamt der Universitäts- und Hansestadt Greifswald ist der Auffassung, dass
die Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für die Beurteilung bildet.

Nachfolgend bezeichnete Prüfungsfeststellungen führten insbesondere zur Einschränkung des Tes-
tates:

1. Zur Sicherung der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswesens sowie der Buchführung hat die
Gemeinde Dienstanweisungen zur Organisation des Rechnungswesens bzw. Arbeitsrichtli-
nien für die Buchhaltung zu erstellen. Die Prüfung ergab, dass Dienstanweisungen / Arbeits-
richtlinien noch nicht vollständig erstellt wurden bzw. im Entwurf vorliegen. Dienstanweisun-
gen / Arbeitsrichtlinien sind zu erstellen bzw. zu überarbeiten.
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2. Für die Forderungen aus Erstattung von Solidaritätszuschlägen und Kapitalertragsteuern
wurde anstelle des bisherigen Kontos 1649 privatrechtliche Forderungen aus Lieferungen
und Leistungen gegenüber dem sonstigen öffentlichen Bereich“ nunmehr das Konto 1640
Privatrechtliche Forderungen aus Lieferungen und Leistungen gegenüber der EU“ verbucht.
Aufgrund der unterschiedlichen Bilanzpositionszuordnungen ist hier der 3-steller 164 nicht
ausreichend. Hinzu kommt, dass das korrekte Konto 1798 Zinsabschlagsteuer“ ab 2013 in

der Bilanzposition 2.4 unter sonstige Vermögensgegenstände“ zu verwenden ist. Die Be-

griffe Kapitalertragsteuer, Zinsabschlagsteuer und Abgeltungssteuer sind inhaltlich de-

ckungsgleich. Dieses Konto zählt nicht zu den sogenannten durchlaufenden Geldern. Eine
Korrektur sollte mit einem späteren Jahresabschluss vorgenommen werden.

3. Gemäß 8 15 GemHVO Doppik M-V bleiben Ermächtigungsübertragungen bis zum Ende des
folgenden Haushaltsjahres verfügbar. Daher sind Weiterübertragungen von laufenden Mit-
tein des Haushaltsjahres 2015 in die Haushaltsfolgejahr 2017 unzulässig.

4. Bei der Durchführung der Buchungen ist das Bruttoveranschlagungsprinzip gem. 8 8 Abs. 1
und 8 11 GemHVO-Doppik zu beachten.

5. Bei Schlussrechnungen mit Sicherheitseinbehalten sind diese zeitnah im Zusammenhang
mit der Auszahlung zu verbuchen.

6. Esliegt kein gültiges Zertifikat des Softwareanbieters der im Rechnungswesen eingesetzten
Software vor. Durch die Kommune sind als Anwender selbst umfassende Tests auf haus-
haltsrechtliche und IT-technische Mindeststandards durchzuführen und zu dokumentieren.
Eine entsprechende Dokumentation konnte im Rahmen der Prüfung durch das Fachamt
nicht vorgelegt werden. Dies stellt einen Mangel in der Ordnungsmäßigkeit der Buchführung
dar.

7. Die Übersicht über die über das Ende des Haushaltsjahres hinaus geltenden Haushaltser-
mächtigungen hat entsprechend dem für verbindlich vorgeschriebenen Muster 19 der An-
lage 3 der W der GemHVO Doppik M-V zu erfolgen.

Nach der Beurteilung des Rechnungsprüfungsamtes aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Er-
kenntnisse entsprechen der Jahresabschluss und die den Jahresabschluss erläuternden Anlagen
mit den genannten Einschränkungen den Vorschriften gemäß 8 60 KV M-V und der 88 24 bis 53a
GemHVO-Doppik sowie die sie ergänzenden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmun-
gen und vermitteln unter Beachtung der Grundsätze der ordnungsgemäßen Buchführung ein den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Sa-
nierungsgebiets Soziale Stadt (SOS) - Schönwalde Il - SSV 199.

Im Ergebnis der Prüfung wird zu den wirtschaftlichen Verhältnissen des Städtebaulichen Sonderver-
mögens Sanierungsgebiet Soziale Stadt (SOS) - Schönwalde II - SSV 199 entsprechend der vorge-
legten Unterlagen ergänzend festgestellt:

Das Vermögen (ohne RAP) beträgt zum 31.12.2016 170.451,22 EUR.

Die wirtschaftliche Eigenkapitalquote beträgt zum 31.12.2016 67,3%.

Die Verbindlichkeitenquote beträgt zum 31.12.2016 32,7%.
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Das Jahresergebnis vor Veränderung der Rücklagen 2016 beträgt 0,00 EUR.

Die Veränderung der Rücklagen beträgt in 2016 0,00 EUR.

Das Jahresergebnis 2016 beträgt nach Veränderung der Rücklagen 0,00 EUR.

Der Haushaltsausgleich in der Ergebnisrechnung wird damit erreicht.

Die Finanzrechnung weist für 2016 einen Saldo der laufenden

Ein- und-Auszahlungen aus i. H. v.
|

-93.777,90 EUR.

Nach Verrechnung der planmäßigen Tilgung der Investitionskredite

verbleibt ein Saldo i.H. v. -93.777,90EUR.

Der Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen aus

Haushaltsvorjahren beträgt -68.274,43 EUR.

Der Vortrag des Saldos der laufenden Ein- und Auszahlungen zum

31.12.2016 auf neue Rechnung beträgt -162.052,33 EUR.

Unter Berücksichtigung des Vortrags aus Haushaltsvorjahren ist im Haushaltsjahr 2016 ein Haus-
haltsausgleich in der Finanzrechnung nicht gegeben.

Die Investitionsauszahlungen betragen in 2016 1.480,91 EUR.

Die Investitionseinzahlungen betragen in 2016 -27.319,41 EUR.

Investitionskredite waren nicht vorhanden.

Die liquiden Mittel sind insgesamt gesunken um 120.016,82 EUR.

Bestand liquide Mittel 31.12.2016 13.498,53 EUR.
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Das Rechnungsprüfungsamt erwartet die zeitnahe Ausräumung der gegebenen Prüfungsfeststellun-
gen mit der Erstellung der Jahresabschlüsse für die folgenden Jahre.

Greifswald, 02.05.2024

Ayao Beicl
Dr. Agnes Oestreich

Amtsleiterin des RPAs der UHGW
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